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Amtliche Bekanntmachungen
Nr. 27 • 72. Jahrgang

­

	 8. Juli 2017

Erneute Bekanntmachung einer öffentlichen Planauslegung 

Auslegung des Entwurfes einer Flächen
nutzungsplanänderung (Wiederholung)
In seiner Sitzung am 15.02.2017 hat der Aus­
schuss für Planung und Stadtentwicklung dem 
Entwurf der Flächennutzungsplanänderung Nr. 
120 - Ulmer Höh‘ - und seiner Begründung ein­
schließlich des Umweltberichtes für die öffentli­
che Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 20.10.2015 (BGBl I S. 1722) zugestimmt.

Der vorgenannte Plan mit seiner Begründung ein­
schließlich des Umweltberichtes und den nach 
Einschätzung der Gemeinde wesentlichen bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 
liegt gemäß § 3 Abs. 2 in Verbindung mit § 245 c 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 
und erneut geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
zur Anpassung des Umwelt- Rechtsbehelfsgeset­
zes und anderer Vorschriften an europa- und völ­
kerrechtliche Vorgaben vom 29. Mai 2017 (BGBl I 
S. 1298) in der Zeit vom 18.07. 2017 bis 
einschl. 18.08.2017 beim Stadtplanungsamt, 
Brinckmannstraße 5, 40225 Düsseldorf, 4. 
Etage, während folgender Zeiten zu jedermanns 
Einsicht aus: montags bis mittwochs von 7.30 
Uhr bis 15.00 Uhr; donnerstags von 7.30 Uhr bis 
18.00 Uhr; freitags von 7.30 Uhr bis 13.00 Uhr.

Folgende Arten umweltbezogener Informa­
tionen sind verfügbar:

Auswirkungen  auf  das  Schutzgut  Mensch
–	 Informationen zu Straßenverkehrs-, Schienen­

verkehrs-, Freizeit- Sport- und Gewerbelärm 
sowie zu Lärmschutzmaßnahmen

–	 Informationen zur Kinderbetreuungs- und Spiel
flächenversorgung 

–	 Informationen zu Auswirkungen durch elektro
magnetische Felder von technischen Anlagen

–	 Informationen zum Abstand zu Störfallbetriebs
bereichen 

–	 Informationen zur Kriminalprävention im Plan
gebiet 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflan
zen/ Landschaft 
–	 Informationen zu Tieren und Pflanzen und zu 

Landschaft und Begrünungsmaßnahmen
– Informationen zu geschützten Arten und zu 

artenschutzrechtlichen Belangen und Vorkom
men im Plangebiet

–	 Informationen zu Fauna-Flora-Habitat-Gebieten 
und Vogelschutzgebieten nach Naturschutz
Richtlinien der Europäischen Union

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden

 

 
 

 
– Informationen zur Versiegelung des Bodens

– Informationen zu Altablagerungen im und im 
Umfeld des Plangebietes

– Informationen zu Altstandorten im Plangebiet-

-

-

-

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser

 

 
  

  
 – Informationen zum Grundwasser, insbeson­

dere zu Grundwasserständen und zur Grund­
wasserqualität

– Informationen zur Niederschlags- und Schmutz
wasserbeseitigung

– Informationen zu Oberflächengewässern, Was
serschutzgebieten und Hochwasserbelangen

Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und Klima

 

 
   

 

 – Informationen zu Luftschadstoffen durch Stra
ßen- und Schienenverkehr sowie durch 
gewerbliche und industrielle Nutzungen und 
deren Einwirkungen auf das Plangebiet

-

– Informationen zur Nutzung umweltfreundlicher 
Mobilität

– Informationen zur Energienutzung im Plange­
biet

– Informationen zu klimatischen Verhältnissen 
sowie zu Klimaschutz und Klimaanpassung

Auswirkungen auf das Schutzgut Kulturgüter und 
sonstige Sachgüter
– Informationen zu Bau- und Bodendenkmälern
– Informationen zu Kultur- und sonstigen Sachgü­

tern

Folgende wesentlichen umweltbezogenen 
Stellungnahmen im Sinne von § 3 Abs. 2 
BauGB liegen mit öffentlich aus: 

– Luftschadstofftechnische Untersuchung zum 
Bebauungsplan Nr. 01/010 „Ulmer Höh“ in 
Düsseldorf: Brilon, Bondzio und Weiser, Febru
ar 2016

-

– Schalltechnische Untersuchung (Straßenver­
kehrs- , Schienenverkehrs, Gewerbe- und Frei­
zeitlärm) zum Bebauungsplan Nr. 01/010

-
 

-
-

-
  

-  
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„Ulmer Höh“ in Düsseldorf: Brilon, Bondzio 
und Weiser, Februar 2016

–	 Verkehrstechnische Untersuchung Ulmer Höh‘, 
Düsseldorf, Grontmij GmbH, September 2015

–	 Nutzungsrecherche und ergänzende Untersu
chung gemäß BBodSchV, Althoff & Lang GbR, 
August 2016

–	 Bodenuntersuchung zur abfalltechnischen 
Deklaration und Gefährdungsabschätzung 
gem. BBodSchV, Althoff & Lang GbR, Septem­
ber 2015 

–	 Stellungnahmen des Umweltamtes zu den The­
men: Straßen- und Schienenverkehrslärm, Frei
zeitlärm, Gewerbelärm, Boden (Altablagerun­
gen und Altstandorte), Wasser (Grundwasser, 
Niederschlags- und Abwasserbeseitigung, 
Oberflächengewässer, Hochwasserbelange), 
Luftqualität und Klima

–	 Stellungnahmen des Garten-, Friedhofs- und 
Forstamtes zu den Themen Tiere und Pflanzen, 
Landschaftsbild, Spielflächenversorgung, 
Artenschutz, Grünplanung und Monitoring 

–	 Stellungnahme des Jugendamtes zum Thema 
Kinderbetreuung

–	 Stellungnahmen des Stadtentwässerungsbe­
triebes zum Thema Abwasserbeseitigung

–	 Stellungnahmen des Gesundheitsamtes zu 
Lärm, Grünflächen, Mobilität, elektromagneti­
schen Felder von technischen Anlagen, Nullva­
riante

–	 Stellungnahme des Amtes für Verkehrsmana­
gement zum Thema Umweltfreundliche Mobili­
tät, Radwege, Fußgänger

–	 Stellungnahme der Bezirksregierung zum 
Thema Luftverkehr

Innerhalb dieser Auslegungsfrist können von 
jedermann Stellungnahmen bei der v. g. Stelle 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift inner­
halb der v.g. Zeiten abgegeben werden.

Gemäß § 3 Abs. 2 und § 3 Abs. 3 i.V.m. § 4 a 
Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen

bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben können. Ferner wird dar­
auf hingewiesen, dass im Falle einer Flächennut­
zungsplanänderung eine Vereinigung im Sinne 
des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-Rechts­
behelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfah­
ren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsge­
setzes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt­
rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Ausle­
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können.

Soweit in dieser Flächennutzungsplanänderung 
Bezug genommen wird auf technische Regelwer­
ke VDI-Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtli­
nien anderer Art, so werden diese zu jedermanns 
Einsicht bei der v.g. auslegenden Stelle bereitge­
halten.
Das Stadtplanungsamt ist durch die Stadtbahnlini­
en U71, U73 und U83 und die Straßenbahnlinien 
Nr. 704 und 706 - Haltestelle "Auf´m Henne­
kamp", die Buslinien Nr. 780, 782, 785 - Halte­
stelle "Feuerbachstraße" und die S-Bahnlinien S 1, 
S 6, S 68 - Haltestelle "D-Volksgarten" erreichbar. 
Sofern Stellungnahmen in Form von Unterschrifts­
listen eingereicht werden, wird gebeten, einen 
Beauftragten zu benennen, mit dem der Schrift­
verkehr geführt werden soll. Abschriften der Rats­
entscheidung werden dem Beauftragten in ausrei­
chender Anzahl zur Verfügung gestellt.

Düsseldorf, 30.06.2017
61/12-FNP 120

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
Stadtplanungsamt

Im Auftrag
Orzessek -Kruppa 
Amtsleiterin

Bekanntmachung 
des Umlegungsaus­
schusses
Gemäß § 71 Baugesetzbuch (BauGB) gibt der 
Umlegungsausschuss der Landeshauptstadt Düs­
seldorf ortsüblich bekannt:

Der Beschluss vom 28.06.2017 - Ord.- Nr. 9/105 
betreffend die Grundstücke

Gemarkung Itter-Holthausen Flur 8 Flurstücke 89 
und 481 sowie Gemarkung Himmelgeist Flur 5 
Flurstück 741

ist am 07.07.2017 unanfechtbar geworden.

Düsseldorf, den 07.07.2017

Der Vorsitzende
Dr.  Wetterau 

Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen
Amt für Verkehrsmanagement

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Fahrbahnsanie­
rung Fischerstraße. Umfang der Leistung: 
Fahrbahnsanierung ca. 5.000 m² Asphaltbinder 
und ca. 7.300 m² Asphaltdeckschicht. Ausfüh­
rungs-/ Lieferzeit: 01. September 2017 bis 30. 
September 2017. Keine losweise Vergabe. 
Nebenangebote sind nicht zugelassen. Ausgabe 
ab: sofort. Ausgabe bis: 31.07.2017. Die Unter­
lagen können ausschließlich elektronisch unter 
https://vergabe.duesseldorf.de heruntergeladen 
werden. Es entstehen keine Kosten. Eröffnung 
der Angebote: 01.08.2017 um 11:00 Uhr. 
Zuschlags- und Bindefrist: 08.09.2017. Den 
Zuschlag erhält das Angebot mit dem niedrigsten 
Preis. Eignungsnachweise/ Referenzen sind dem 
Angebot gemäß den Vergabeunterlagen beizufü­
gen. Bieter, sowie deren Nachunternehmer und 
Verleiher von Arbeitskräften, haben im Falle einer 
beabsichtigten Zuschlagserteilung die nach dem 
Tariftreue- und Vergabegesetz NRW erforderli­
chen Nachweise und Erklärungen innerhalb einer 
durch die Vergabestelle vorgegebenen Frist von 
mindestens drei und maximal fünf Werktagen vor­
zulegen. 

Die Ausschreibungsunterlagen können aus­
schließlich im Internet heruntergeladen werden: 
https://vergabe.duesseldorf.de

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an:
Landeshauptstadt Düsseldorf, Rechtsamt -Sub­
missionsstelle-, Brinckmannstraße 5, 3. Etage, 
Zimmer 3161, 40225 Düsseldorf, Montag bis 
Donnerstag von 7.30 bis 16.00 Uhr, Freitag von 
7.30 bis 13.00 Uhr (Telefon 021189-93902 / 
Fax 89-29080 / E-Mail: ausschreibungen@dues
seldorf.de

 
).

Abgabe der Angebote zu den oben genannten
Öffnungszeiten bei der v.g. Stelle, jedoch in der 
Poststelle des Rechtsamtes, Zimmer 3101. Die 
Angebote sollten möglichst 15 Minuten vor dem 
Eröffnungs-/Abgabetermin dort vorliegen. Bitte
berücksichtigen Sie bei der Übersendung Ihrer 
Angebote einen mindestens 2-tägigen Postweg! 
Angebotseröffnungen nach der VOB, ausgenom­
men eu-weite Verfahren, finden bei v.g. Stelle in 
Zimmer 3142 in Gegenwart der Bieterinnen und 
Bieter statt. Bei Ausschreibungen nach der VOL/ 
VgV sind Bieterinnen und Bieter nicht zugelassen.

Teilnahmewettbewerbe: Bewerbungen in deut­
scher Sprache richten Sie mit den geforderten 
Unterlagen bitte ebenfalls an die v.g. Stelle. Die 
Anträge können auch durch Fax, E-Mail oder Tele­
fon übermittelt werden, müssen aber vor Ablauf 
der Bewerbungsfrist schriftlich bestätigt werden. 
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufas­
sen.

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen unterhalb der EU-relevan­
ten Schwellenwerte können sich Bewerberinnen 
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die 
Bezirksregierung Düsseldorf, Fischerstraße 2, 
40474 Düsseldorf, wenden.

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen oberhalb der EU-relevan­
ten Schwellenwerte können sich Bewerberinnen 
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die 
Vergabekammer Rheinland, Spruchkörper Düssel­
dorf, Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf wen­
den.

https://vergabe.duesseldorf.de
https://vergabe.duesseldorf.de
mailto:ausschreibungen@duesseldorf.de
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